GKVS-Arbeitskreis
Verkehrstrageriibergreifende
und EU-Angelegenheiten Minchen, 01. Oktober 2013

Bericht

zur Gemeinsamen Konferenz
der Verkehrs- und StraBenbauabteilungsleiter der Lander (GKVS)
am 16./17. Oktober 2013 in Berlin
und zur Verkehrsministerkonferenz (VMK)
am 6./7. November 2013 in Suhl

TOP 4.3 Schutz vor Umgebungslarm — Verbesserung der Grundlagen fiir

LarmschutzmafRnahmen

Anlage: Entwurf des ,Eckpunktepapiers fur eine Verbesserung des Verkehrslarmschutzes®
(Stand: 30. April 2013)

Anlasslich der 77. Sitzung der Umweltministerkonferenz (UMK) stellte die UMK am

04. November 2011 fest, dass ein hoher Handlungsbedarf zum Schutz vor Umgebungslarm
in Deutschland bestehe. Dabei ist die UMK der Auffassung, dass insbesondere der Ver-
kehrslarmschutz zu verbessern sei und die bestehenden nationalen Regelungen EU-weit zu
harmonisieren seien. In ihrem Beschluss hat die UMK die Bund/Lander Arbeitsgemein-
schaft fur Immissionsschutz (LAI) gebeten, unter Einbeziehung der Verkehrsseite Eck-
punkte fur eine Verbesserung des Larmschutzes in Deutschland zu erarbeiten.

Der UMK-Auftrag wird von Umweltseite vom Arbeitskreis (AK) Verkehrslarm, einer Unter-
arbeitsgruppe des Ausschusses ,,Physikalische Einwirkungen“ (PhysE) der LAl wahrge-

nommen. Die Verkehrsseite wird von GKVS-Arbeitskreis "Verkehrsiibergreifende und EU-
Angelegenheiten” (AK VEUA) vertreten.

Die Umweltseite entwickelte in den Jahren 2012 und 2013 verschiedene Entwurfe des
~Eckpunktepapiers fur eine Verbesserung des Verkehrslarmschutzes®. Dazu fanden diverse
Abstimmungsrunden statt: auf Umweltseite, auf Verkehrsseite und zwischen Umwelt- und
Verkehrsseite. Der Meinungsaustausch erfolgte dabei sowohl in Form von personlichen
Treffen wie auch auf elektronischem Weg.
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Da die Lander unterschiedliche Schwerpunkte beim Verkehrslarmschutz setzen, ist es dem
AK VEUA nicht gelungen, ein auf Verkehrsseite einheitliches Meinungsbild herbeizu-
flihren.

Am 30. April 2013 fand auf Arbeitsebene eine abschlieBende Erorterung zwischen Um-
welt- und Verkehrsseite statt. Fazit dieses Treffens war, dass sich die Positionen der Ver-
kehrsseite auch gegenuber dem neuesten Entwurf des ,Eckpunktepapiers fur eine Verbes-
serung des Verkehrslarmschutzes® nicht zu einer gemeinsamen Haltung zusammenfuhren
lieRen. Das Eckpunktepapier (s. Anlage) kann daher von Verkehrsseite bis auf einzel-
ne Konsenspunkte nicht mitgetragen werden. Die Kernpositionen, bei denen innerhalb
des AK VEUA Konsens besteht, lauten:

= Fdrden AK VEUA ist Mobilitat ein Grundbedurfnis der Menschen: Sie bildet die Voraus-
setzung fur eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und ist fur wirtschaftliche Betati-
gung und wirtschaftlichen Erfolg unerlasslich. AK VEUA erkennt jedoch auch das Span-
nungsverhaltnis zwischen Mobilitat und Umweltschutz, das zu gesellschaftlichen Prob-
lemen fuhrt: Der vom Verkehr verursachte Larm gehdrt zu den drangenden lokalen Um-
weltproblemen, er ist zunehmend Gegenstand von Beschwerden der Bevdlkerung.
Larmschutz wird daher immer wichtiger fur die Akzeptanz von Verkehr.

= Aus Verkehrssicht soll sich das Larmschutz-Eckpunktepapier des AK Verkehrslarm fur
Losungen einsetzen, die zugleich den Interessen des Gesundheitsschutzes sowie aller
Verkehrsteilnehmer angemessen Rechnung tragen.

= Die AK VEUA-Mitglieder sehen die Notwendigkeit zu Verbesserungen im Verkehrslarm-
schutz. Viele winschenswerte MaRnahmen und Forderungen sind allerdings nur mit ei-
ner stabileren Finanzausstattung realisierbar.

= Einer allmahlichen Annaherung der Sanierungswerte beim Stral3en- und auch beim
Schienenverkehr an die Vorsorgegrenzwerte fiir den Neubau und die wesentliche Ande-
rung von Stral3en und Schienenwegen wird grundsatzlich zugestimmt.

= Grundsatzlich besteht Einigkeit, dass die derzeitige Regelung fur Larmaktionsplane an
Bestandsstrecken der Eisenbahn ineffektiv ist: Die Bahn AG als Betreiberin des Schie-
nennetzes kann im Rahmen der Larmaktionsplanung ohne Zustimmung nicht zu Schall-
schutzmallinahmen an Bestandsstrecken verpflichtet werden. Damit sind jedoch die von
Regierungen, Gemeinden und Bevolkerung in den Larmaktionsplanen vorgeschlagenen
Bahn-Malinahmen hinfallig, sofern Burger und Gemeinden nicht selbst flr deren Finan-
zierung aufkommen. Lediglich beim Bau oder der wesentlichen Anderung von Schienen-
verkehrswegen ist die Bahn AG verpflichtet, SchallschutzmalRnahmen durchzuflhren.
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In einem ersten Schritt sto3t die Einfuhrung larmabhangiger Trassenpreise beim Ver-
kehrstrager Schiene derzeit eine Umristung vorhandener Glterwagen auf larmarme

Bremsen an. Als notwendigen zweiten Schritt sieht AK VEUA jedoch eine ordnungs-

rechtliche Regelung fur die Zeit nach dem larmabhangigen Trassenpreissystem.

Die Lander achten bei der Ausschreibung und Bestellung von Leistungen des Schienen-
personennahverkehrs darauf, dass auf den TSI-Standard (Grenzwerte fur Gerausch-
emission) bei den zum Einsatz kommenden Fahrzeugen (Neu- und im Rahmen der Ver-
haltnismaRigkeit Bestandsfahrzeuge) abgestellt wird.

Mit der Ausklammerung des Fluglarmschutzes aus dem Eckpunktepapier besteht allge-
meines Einverstandnis. Der Fluglarmschutz wurde dem neuen AK Luftverkehr zugewie-
sen.

Mittlerweile wurden zwei wichtige rechtliche Voraussetzungen zur Verbesserung des Schut-

zes gegen Verkehrslarm erreicht: Von Bundestag und Bundesrat wurde der Wegfall des

Schienenbonus beschlossen und die Zustandigkeit der bundesweiten Larmaktionspla-

nung an Schienenwegen des Bundes dem Eisenbahnbundesamt zugewiesen.

Die Umweltseite plant flr Herbst 2013,

der LAl ein Eckpunktepapier vorzulegen, das im Vergleich zum Entwurf vom 30. April
2013 keine inhaltlichen Anderungen mehr aufweist.

Dem AK VEUA wurde zugesagt, im — das Eckpunktepapier erganzenden — Bericht da-
rauf hinzuweisen, dass das Papier von Verkehrsseite mangels einheitlicher Haltung nicht
mitgetragen werden kann, und dariber hinaus im Bericht die oben genannten Konsens-
punkte der Verkehrsseite aufzufthren.

nach Billigung durch die LAl das Eckpunktepapier und den Bericht der UMK zur Herbst-
sitzung 2013 zu Ubermitteln.

Damit ware der Auftrag, der UMK die Eckpunkte zur Verbesserung des Verkehrslarmschut-

zes unter Darstellung der Position der Verkehrsseite vorzulegen, abgeschlossen.



.Eckpunkte zur Verbesserung des Verkehrslarmschutzes‘"
Stand 30.04 .2013

Auftraq

Die Umweltministerinnen, -minister, -senatorinnen und der -senator der Lénder bitten die
LAI, unter Einbeziehung der Verkehrsseite, Eckpunkte fiir eine Verbesserung des Larm-
schutzes in Deutschland zu erarbeiten und zur 79. UMK einen Bericht vorzulegen.
(Beschluss der 77. UMK am 4. November 2011 (TOP 23 Ziff. 4))

Einleitung

Bereits die EU-Larmkartierung 2007 bestatigt fur den Mitgliedstaat Deutschland die Tatsa-
che, dass durch Stralen-, Schienen- und Luftverkehr eine gro3e Anzahl Betroffener mit Um-
gebungslarm belastet wird, der die Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung iiberschreitet’.
Damit sind Kosten fir die Volkswirtschaft in Milliardenhéhe verbunden. Die Prognosen
wachsender Transportleistungen der einzelnen Verkehrstrager lassen einen Anstieg der Be-
lastung durch Verkehrslarm und eine Verlarmung bislang weniger belasteter Flachen erwar-
ten.

Kosteneffizienteste Mallnahmen sind Mallnahmen, die direkt an der Larmquelle ansetzen.
Hierbei ist die EU gefordert, entsprechende Regelungen am technisch Machbaren auszurich-
ten. Beim Schienenverkehr fehlen Emissionsbegrenzungen fiir Gliterwaggons und Lokomo-
tiven im Bestand. Fur Kraftfahrzeuge und Motorrader schopfen die von der EU-Kommission
vorgeschlagenen Regelungen zur Begrenzung der Gerauschemissionen das Minderungspo-
tenzial nicht aus und bleiben damit hinter dem im Verkehrslarmschutzpaket Il des Bundes
angenommenen Verminderung der Gerauschimmission um 3 dB deutlich zurlck. Fehlende
MalRnahmen an der Quelle kdnnen nicht durch MaRnahmen auf nationaler Ebene beispiels-
weise in Larmaktionsplanen kompensiert werden.

Die Erfahrungen mit der Larmminderungsplanung zeigen, dass die bestehenden rechtlichen
Regelungen und finanziellen Méglichkeiten nicht ausreichen,
¢ Bereiche mit sehr hohen Larmbelastungen zielgerichtet zu entlasten,
e das Entstehen neuer Larmprobleme mit sehr hohen Larmbelastungen zu verhindern,
e sowie einer weiteren Verlarmung in der Flache insbesondere von Gebieten mit
Wohnnutzung oder landlichen Erholungsgebieten entgegenzuwirken.

Zur Minderung der Belastung durch Verkehrslarm sind Finanzierungsinstrumente unabding-
bar, die durch eine ausreichende und stabile Finanzausstattung die Baulasttrager der Ver-
kehrswege in die Lage versetzen, die MinderungsmalRnahmen in einem flr die Larmbe-
troffenen zumutbaren Zeithorizont zu verwirklichen.

Mit den Eckpunkten zur Verbesserung des Schutzes vor Verkehrslarm wird das Ziel verfolgt,
den Blrgern, die hohen Verkehrslarmbelastungen ausgesetzt sind, eine mdglichst konkrete
Perspektive fur die von ihnen immer deutlicher geforderte Larmminderung zu geben.

' So sind nachts ca.3.5 Mio Blrger Larmpegeln von Lyigr > 55 dB(A) und davon ca. 1.3 Mio Burger
Larmpegeln von Lngy > 60 dB(A) ausgesetzt.
nach UBA http://www.umweltbundesamt.de/laermprobleme/ulr.htmi



StraBen- und Schienenverkehr

1.

Bislang bestehen keine rechtlichen Instrumente, um eine wachsende Larmbelastung
der Bevolkerung, die an bestehenden Strallen oder Schienenwegen wohnt, zu be-
grenzen oder zu mindern. Daher sind fur die Larmaktionsplanung an Hauptverkehrs-
stra3en und an Haupteisenbahnstrecken zumindest die Schutzziele von 65 dB(A) am
Tag und 55 dB(A) in der Nacht zur Vermeidung der Gesundheitsschadlichkeit von
Gerauschen, wie sie der Rat von Sachverstandigen fiir Umweltfragen? empfiehlt, im
Immissionsschutzrecht aufzunehmen.

Begrundung: Die Larmkartierung 2007 verdeutlicht, dass zahlreiche Larmprobleme
bestehen. Aufgrund der bestehenden Prognosen fir die Zunahme insbesondere des
Guterverkehrs auf Strafe und Schiene ist auch mit einer Zunahme der Larmbelas-
tungen zu rechnen, wenn nicht wirksam gegengesteuert wird. Ansonsten kann nicht
ausgeschlossen und auch nicht verhindert werden, dass weitere Bereiche mit unzu-
mutbaren Larmbelastungen entstehen. Um einer solchen Entwicklung entgegenzu-
wirken, ist die Festlegung eines Schutzziels fur bestehende StralRen und Schienen-
wege eine wesentliche Voraussetzung. Fur den Flugverkehr besteht bereits ein
Schutzziel fur die Larmaktionsplanung in § 14 des Gesetzes zum Schutz gegen Flug-
larm.

Die Moglichkeiten zum Schutz gegen Larm an bestehenden Straflen und an beste-
henden Schienenwegen (Larmsanierung) sollen von einer haushaltsrechtlichen Re-
gelung in ein immissionsschutzrechtliches Sanierungsprogramm Uberfihrt werden.
Wie bisher soll dadurch kein Rechtsanspruch Dritter geschaffen werden.
Begrindung: Die bestehenden Programme des Bundes und einiger Lander zur
Larmsanierung bestehender Stra’en und Schienenwege haben sich bewahrt. Sie
basieren allerdings auf haushaltsrechtlichen Regelungen. Da sie wichtige Fachpro-
gramme darstellen, sollten sie im Immissionsschutzrecht als einschlagigem Fachrecht
verankert werden. Die Larmsanierungsprogramme des Bundes und der Lander grei-
fen nicht bei Ortsdurchfahrten in kommunaler Baulast. Uber eine immissionsschutz-
rechtliche Regelung besteht die Moglichkeit, auch die kommunalen Baulasttrager
zum Larmschutz zu verpflichten. Die Finanzierung der Ma3nahmen soll wie bisher
unter dem Vorbehalt verfligbarer Haushaltsmittel stehen.

In weiteren Schritten sind die Sanierungswerte beim Stral3en- und auch beim Schie-
nenverkehr an die Grenzwerte fur Aus- und Neubaumafinahmen anzundhern.
Begriindung: Nachdem die Sanierungswerte flr bestehende Straften in einem ersten
Schritt 2011 um 3 dB(A) abgesenkt wurden, betragen die Unterschiede zu den we-
sentlich strengeren Grenzwerten flr Aus- und NeubaumafRnahmen bei Strallen im-
mer noch bis zu 10 dB(A) und bei Schienenwegen unverandert bis zu 13 dB(A). Die
hohen Unterschiede sind hinsichtlich der unverzichtbaren Akzeptanz der Auswirkun-
gen des Verkehrs durch Birgerinnen und Birger insbesondere problematisch, wenn
durch Neubaumalinahmen an anderer Stelle eine hdhere Larmbelastung verursacht
wird oder stillgelegte Schienenwege unerwartet wieder in Betrieb genommen werden.
Unterschiede bei den Larmsanierungswerten erschweren zudem die Bericksichti-
gung der Larmkumulation bei der Dimensionierung und Planung von Larmsanie-
rungsmafinahmen in Bundelungslagen.

? siehe Sachverstandigenrat fir Umweltfragen, Umweltgutachten, Erich Schmidt Verlag(2008) S. 621
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StraBenverkehr

1.

StralRenbauliche MaRnahmen:

Die technischen Regeln fiir den Einbau von larmmindernden Strallenbelagen aul3er-
orts wie auch innerorts sind entsprechend der vorhandenen technischen Moglichkei-
ten fortzuschreiben. Hierbei geht es um eine méglichst ziigige Anerkennung geeigne-
ter Belage als Regelbauweise und Handreichungen zu geeigneten Belagen, deren
Anerkennung als Regelbauweise noch erfolgen muss.

Begrindung: Die Erfahrungen zeigen, dass der Einbau von larmmindernden Belagen
in Bezug auf das zu erzielende Larmminderungspotential und die Moglichkeit, auf
verkehrsbeschrankende MalRnhahmen zu verzichten, sehr haufig die MalRnahme der
Wahl darstellt. Auch liegt eine Fulle von Erfahrungen mit larmmindernden Stral3enbe-
lagen aulerorts wie innerorts vor. Daher kommt der Zulassung von larmmindernden
Belagen als Regelbauweise eine besondere Bedeutung zu. Da dieses Verfahren je-
doch recht langwierig ist, sollten zwischenzeitlich insbesondere den kommunalen
Baulasttragern Handreichungen Gber geeignete Beldge an die Hand gegeben wer-
den.

Larmsanierung an Stralen in kommunaler Baulast:

Zur Larmsanierung insbesondere in Ortsdurchfahrten ist ein stabiles Finanzierungs-
instrument von Bund, Landern und Kommunen erforderlich.

Begrindung: Den verschiedenen Baulasttragern gemeinsam ist die generelle Unterfi-
nanzierung der Larmsanierung. Es ist daher ein stabiles Finanzierungsinstrument fur
die Larmsanierung erforderlich.

Aus der Larmkartierung von 2007 wird deutlich, dass die meisten und am hdchsten
durch Verkehrslarm betroffenen Burgerinnen und Burger in den Stadten mit mehr als
80.000 Einwohnern wohnen, d.h. in Stadten, die selbst Trager der Strallenbaulast
sind. Dort kommen die Mittel aus dem Larmsanierungsprogramm des Bundes nicht
an, weil der Bund nur Straf3en in seiner Baulast in die Larmsanierung einbezieht.

StraRenverkehrsrechtliche MaRnahmen®:

Zwischen dem Stralenverkehrsrecht, hier vor allem § 45 Abs. 9 StVO sowie den da-

rauf gestutzten Richtlinien fur straRenverkehrsrechtliche MalRnahmen zum Schutz der

Bevolkerung vor Larm (Larmschutz-Richtlinien-StV), und dem Schutz vor Umge-

bungslarm als Ziel der Larmaktionsplanung ist eine Verknipfung anzustreben .

Begrindung: Die Erfahrungen mit der Aufstellung von Larmaktionsplanen und der

Umsetzung darin vorgesehener stral3enverkehrsrechtlicher Mallnahmen machen

deutlich, dass ein erheblicher Anpassungsbedarf zwischen den Regelungen zum

Umgebungslarm (§§ 47a bis f BImSchG) und den Regelungen zu larmbedingten Ver-

kehrsbeschrankungen (§ 45 StVO) als Grundlage fur verkehrsrechtliche Anordnun-

gen besteht. Entsprechende Fragestellungen treten regelmaRig bei der Erstellung der
zahlreichen Larmaktionsplane und der Umsetzung darin vorgesehener verkehrsbe-
schrankender MaRnahmen auf. Diese Fragen sollten daher durch eine Uberarbeitung
der Larmschutz-Richtlinien-StV 2007 unter Einbeziehung der Umweltseite aufgegrif-
fen werden. Probleme sollten gelést werden, die z.B. darin liegen, dass

e aus Sicht der Larmwirkung die Beurteilungswerte der Larmschutz-Richtlinien-StV
2007 zu hoch sind,

e Malnahmen an Bundes-, Landes- und Kreisstralen nach der Larmschutz-
Richtlinien-StV 2007 wegen deren Verkehrsbedeutung in der Regel ausgeschlos-
sen sind

e die Bekampfung des Umgebungslarms auf die Anzahl von Betroffenen abhebt,
und zwar ohne Differenzierung der baurechtlichen Zuordnung des jeweiligen Ge-
bietes,

3 Zu diesem Punkt zeichnet sich noch kein Konsens ab.
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MafRnahmen zur Bekdmpfung des Umgebungslarms anhand der Verringerung
von Larmbetroffenenzahlen und nicht anhand der Minderung von Larmpegeln
beurteilt werden sowie

abweichende Larmindizes und Rechenverfahren angewandt werden. So konnten
bis zu einer Harmonisierung dieser Unterschiede bei in Larmaktionsplanen vorge-
sehenen stralRenverkehrsrechtlichen MalRnahmen die nach den Regelungen des
Umgebungslarms ermittelten Pegelwerte (VBUS) durch Ab- und Zuschlage an
Stelle der nach RLS-90 ermittelten Werte herangezogen werden.



Schienenverkehr

1.

In das Allgemeine Eisenbahngesetz ist eine Eingriffsermachtigung aus Umwelt-
schutzgriinden einschlief3lich einer Verordnungsermachtigung zur Konkretisierung
der Anforderungen aufzunehmen®.

Begrindung: Es muss eine rechtliche Mdglichkeit geschaffen werden, dass das Ei-
senbahn-Bundesamt (EBA) zum Schutz der Umwelt in den Eisenbahnbetrieb eingrei-
fen kann, um z.B. auf unzumutbar hohe Larmbelastungen, wie sie im Mittelrheintal
und an anderen Hauptabfuhrstrecken auftreten, angemessen reagieren zu kénnen.
Nur dann kénnen die Larmbetroffenen mit einem vertretbaren Zeithorizont auf Lar-
mentlastung hoffen. Durch Eingriffe verbunden mit Benutzervorteilen flir besonders
leise Fahrzeuge kann auch die Larmsanierung an bestehenden Eisenbahnstrecken in
kirzerer Zeit abgeschlossen werden, weil solche ordnungsrechtlichen MalRnahmen
direkt an der Larmquelle ansetzen und die Larmminderung viel effektiver an dem rol-
lenden Material und der Schiene selbst erfolgt.

Die Zustandigkeitsregelung fur die Larmaktionsplanung im Bundes-Immissions-
schutzgesetz ist so zu andern, dass das Eisenbahn-Bundesamt fiir die Larmaktions-
planung an Eisenbahnstrecken des Bundes zustandig wird®.

Begrindung: Mit dieser Zustandigkeitszuweisung wird diejenige Bundesbehorde fur
eine bundesweit einheitliche und nach Dringlichkeit abzustufende Larmaktionspla-
nung zustandig gemacht, die Uber die Fachkompetenz und den Uberblick fiir diese
Aufgabe verfiigt. Die Gemeinden kdnnen bei dieser Larmaktionsplanung zum Beispiel
durch Festlegungen fiir eine Bebauungsplanung an der Haupteisenbahnstrecke in ih-
rem Gemeindegebiet erganzend zur Larmaktionsplanung des EBA tatig werden.

Der Schienenbonus muss nicht nur bei der Ermittlung der Gerauschbelastung bei al-
len in der Planung befindlichen Neubauvorhaben oder wesentlichen Anderungen von
Schienenwegen entfallen®, sondern auch bei der Ermittlung der Gerauschbelastung
im Bestand, vor allem bei der Larmsanierung an Schienenwegen. Die verfligbaren
Haushaltsmittel flr die Larmsanierung sind vom Bund anzupassen, um die Larmsa-
nierung mit unverandertem Zeithorizont abschlief3en zu kdnnen.

Begriindung: Nachdem vorgesehen ist, dass der in der 16. BImSchV verankerte
Schienenbonus entfallen soll, ist es fachlich konsequent, dass der Schienenbonus
auch bei der Beurteilung von Larmsanierungen entfallt. Auf der Basis der aktuellen
Forderrichtlinie ist dies gleichbedeutend mit einer Absenkung der Eingriffsschwelle fir
die Larmsanierung um 5 dB(A). Mit dem Wegfall des Schienenbonus vergroRert sich
der Sanierungsbedarf mit der Folge, dass die jahrlich verfligbaren Sanierungsmittel
bei gleichem Zeithorizont Uber den Betrag von 100 Mio. € zu erhdhen sind.

Fir die Zeit nach dem vorgesehenen larmabhangigen Trassenpreissystem wird ein
ordnungsrechtliches Instrument gebraucht, um nach einer zumutbaren Ubergangsfrist
den Bahnbetrieb mit lauten Waggons einschranken und in letzter Konsequenz sogar
untersagen zu kénnen

Begriindung: Die Einflihrung eines ordnungsrechtlichen Instruments soll zu einer z{-
gigen Umrlstung der lauten Giterwaggons fuhren und den Waggoneigentimern
durch eine ausreichend lange Vorlaufzeit wirtschaftlich verlassliche Rahmenbedin-
gungen flur die Umristung der Giterwaggons geben. Ordnungsrechtliche Einschran-
kungen fur laute Waggons sollten deshalb bereits jetzt fiir die Zeit nach der Umrust-
phase, d. h. ab 2021, angekindigt werden.

* Siehe Beschluss des Bundesrates BR-Drs.559/12 (B) vom 23.11.2012
® BT-Drs. 17/13190 vom 23.04.2013 sowie BR-Drs. 311/13 (B) vom 03.05.2013
® siehe Fulnote 5



5. Die Lander sollen bei der Ausschreibung und Bestellung von Leistungen des Schie-
nenpersonennahverkehrs darauf achten, dass auf den TSI-Standard (Grenzwerte fur
Gerauschemission) bei den zum Einsatz kommenden Fahrzeugen abgestellt wird
(Neu- und im Rahmen der Verhaltnismaligkeit Bestandsfahrzeuge).

Begrindung: Bei der Bestellung von Nahverkehrsleistungen haben es die Lander in
der Hand, das in jeder Hinsicht geeignete rollende Material auszuwahlen. Dort, wo

die unmittelbare Nachbarschaft von Hauptschienenstrecken und Wohnbebauung zu
hohen Larmbelastungen fuhrt, kénnen die Lander einen Beitrag zur Entlastung leis-

ten, wo es geboten ist.



IV. Luftverkehr

Die Behandlung eines besseren Schutzes gegen Fluglarm bleibt ausgeklammert, weil dies
Gegenstand des Beschlusses von TOP 26 der 78. UMK ist. Der Beschluss wurde vom Vor-
sitzenden der UMK mit Schreiben vom 11.07.2012 an den Vorsitzenden der VMK mit der Bit-

te um Unterstiitzung gesendet.



	TOP 4.3 Bericht
	TOP 4.3 Eckpunktepapier Umgebungslärm_Stand 2013-04-30.pdf

